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1. Modernisierung und Management der öffentlichen Verwaltung 

 

 

Das Bundesland Bremen ist das kleinste der 16 Bundesländer. Es be-

steht aus zwei Städten, der Freien Hansestadt Bremen und Bremerha-

ven. Bremerhaven ist neben Hamburg der wichtigste Nordseehafen. Die 

Industrie der alten Handelsstadt Bremen hat sich nach der Stahl- und 

Werftenkrise erheblich modernisiert. 

Circa 40.000 Beschäftigte im öffentlichen Dienst bewältigen sowohl 

kommunale wie Landesaufgaben des Landes Bremen mit seinen rund 

660.000 Einwohnern. Kommunen und Länder decken in der Bundesrepu-

blik Deutschland nahezu das gesamte Leistungsspektrum des öffentli-

chen Dienstes ab. Sie reichen in Bremen von der Justiz über Bildung und 

Wissenschaft bis zu Polizei und Feuerwehr, von den Krankenhäusern 

über soziale Dienste und Verkehr bis hin zu kulturellen Einrichtungen. 

Für den öffentlichen Dienst in Bremen besteht die dringende Notwendig-

keit, Antworten auf zwei Entwicklungen zu geben, die sich aus dem 

Strukturwandel fortgeschrittener Industriegesellschaften ergeben: Einer-

seits entstehen steigende Ansprüche an den Dienstleistungscharakter öf-

fentlicher Leistungen; zunehmende Technisierung und Individualisierung 

lassen die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben im Korsett traditioneller 

Verwaltung als nicht mehr akzeptabel erscheinen. Andererseits erfordert 

es die bremische Haushaltsnotlage besonders, sich effektiver, effizienter 

und schneller als die anderen Bundesländer und vergleichbare Großstäd-

te den neuen Herausforderungen zu stellen. Damit haben die Sanie-

rungszwänge einen dominierenden Einfluss auf den Reformprozess. Den 

Stadtstaat zukunftsfähig zu machen, heißt aber auch zu investieren, um 

Bremen als Standort von hoher Lebensqualität für die Bürgerinnen und 

Bürger zu erhalten; neben der Bereitstellung von attraktiven Arbeitsplät -

zen, Wohngebieten sowie Freizeit- und Kultureinrichtungen ist hierfür ei-

ne leistungsfähige und bürgerfreundliche Verwaltung unabdingbar. Die 

öffentlichen Dienstleistungen sollen sich also in ihrer Qualität verbessern, 

während sie zugleich mit geringeren Mitteln erzeugt werden müssen.  

Bremen -
Stadt und Staat

Sanieren und 
Investieren
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Bremen unternimmt seit einigen Jahren intensive Anstrengungen auf dem 

Gebiet der Modernisierung der öffentlichen Verwaltung. Dieser Prozess 

kann als Umbau von Verwaltungs - zu Managementstrukturen charakteri-

siert werden; er ist bereits relativ weit fortgeschritten:  

Was 1994 mit ersten Ansätzen zur Flexibilisierung der Haushalte und der 

Budgetierung der Personalausgaben begann, und 1997 mit der Einfüh-

rung des Neuen Steuerungsmodells in eine weitere Phase trat, ist heute 

ein umfassendes Reformprogramm, das die gesamte Verwaltung erfasst. 

Ausgehend von den Leitgedanken "Gemeinwesen, Sanierung und Inno-

vation" erfolgt eine Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung. Der Staat 

soll die Bürgerinnen und Bürger aktivieren, bestimmte Leistungen in die 

eigene Verantwortung zu nehmen, er übernimmt verstärkt Gewährleister-

verantwortung. Die Wirkungsorientierung von Politik- und Verwaltungs-

handeln tritt dabei in den Vordergrund, hierfür ist eine politisch-

strategische Steuerung notwendig.  

 

�Managementfelder 

 

Finanz-
management

Personal-
management

Verwaltungs -
management

Informations-
management

Dienstleistungs- bzw. Kundenorientierung Dezentralisierung von Entscheidungen

Electronic Government

Zusammenführung von Fach-, Personal- und Ressourcenverantwortung
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Budgetierung  und Controlling
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�Finanzmanagement 

 

In der öffentlichen Verwaltung verlieren die traditionellen Handlungs- und 

Steuerungsformen an Bedeutung oder werden gänzlich aufgegeben. Die 

wesentlichsten Veränderungen der letzten Jahre sind die flexible Haus-

haltsführung und dezentrale Haushaltssteuerung sowie die Budgetierung 

auf der Ebene von Produktgruppen als Steuerungsinstrument für das 

Parlament und die damit verbundene Zusammenführung von Fach-, Per-

sonal- und Ressourcenverantwortung. Hinzu gekommen sind der Aufbau 

eines integrierten Rechnungswesens, die Einführung der Kosten-

Leistungs-Rechnung und der Aufbau eines umfassenden Finanzmana-

gements aus Sicht des "Konzerns Freie Hansestadt Bremen". Neue Ver-

antwortungsstrukturen, Anreize und Sanktionen sowie Controlling mit re-

gelmäßiger Berichterstattung an Parlament und Senat sind bereits umge-

setzt. 

 

 

�Personalmanagement 

 

Das Personal ist die bedeutendste (und kostenträchtigste) Ressource der 

Verwaltung: Von dessen Motivation, Qualität und Effizienz ist die Leis -

tungsfähigkeit und Akzeptanz des öffentlichen Dienstes maßgeblich ab-

hängig. Der gesellschaftliche, betriebliche und berufliche Wandel stellt 

dabei beständig neue Anforderungen. Dieser Wandel kann von der tradi-

tionellen Personalverwaltung nicht mehr bewältigt werden, der Aufbau 

eines modernen Personalmanagementsystems wird erforderlich. 

Das strategische Personalmanagement ist in Bremen bedeutsamer Teil 

der Unternehmensstrategie und –führung. Es reicht von der Bestimmung 

der Personalbedarfe über die Festsetzung von Personalbudgets bis hin 

zur Optimierung der Personalstruktur und umfasst ebenso die klassi-

schen Felder Personalauswahl und Personalentwicklung. Eine zuneh-

mend strategische Personalentwicklung und innovative Ausbildung ist ein 

wesentliches Element, damit sowohl Führungskräfte als auch Mitarbei-

ter/innen den künftigen Anforderungen gerecht werden können. Ergänzt 

wird das Personalmanagementsystem durch das zentrale und dezentrale 

Personalcontrolling, das die Verantwortlichen bei der Steuerung von Per-

sonalbedarf, -struktur und -ausgaben unterstützt. Das Controlling ist in 

hohem Maße in die politische Programm- und Finanzplanung integriert. 

Verknüpft werden Personaldaten, fiskalische Daten und Informationen 

über Leistungen und Wirkungen. 
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�Verwaltungsmanagement 

 

Im Zentrum des Verwaltungsmanagements steht die Reorganisation der 

Verwaltung mit den Zielen Kundenorientierung und Dezentralisierung. 

Der Reformprozess wirkt sich sowohl auf die Beziehung zwischen Bürger 

und Verwaltung als auch auf die internen Aufbaustrukturen, Arbeitspro-

zesse, Arbeitsformen und das Führungsverständnis aus. Die Arbeitspro-

zesse werden auch durch die Einführung von E-Government umgestaltet. 

Neue ressortübergreifende Arbeits- und Vertriebsformen werden organi-

siert, flache Hierarchien, Team- und Projektarbeit verwirklicht und neue 

Rollen und Verantwortlichkeiten der Führungskräfte definiert. 

Weniger als 50% der Beschäftigten im „Konzern Bremen“ sind mittlerwei-

le im Kernbereich tätig. Eigenbetriebe, Beteiligungen und Formen von 

Private Public Partnership lösen in immer stärkeren Umfang die traditio-

nellen Ämter und Dienststellen ab; innerhalb der öffentlichen Verwaltung 

entstehen zunehmend Auftraggeber/Auftragnehmer-Beziehungen. Der 

Staat muss aber zukünftig weiterhin gewährleisten, dass öffentliche Auf-

gaben erfüllt werden: Hierzu ist der Aufbau eines integrierten Verwal-

tungscontrollings notwendig.  

 

 

� Informationsmanagement 

 

Strategisches Management in den Bereichen Finanz-, Personal- und 

Verwaltungsmanagement erfordert ein Informationsmanagement, das 

heißt den bewussten Umgang mit Wissen und dessen zielgerichteten 

Einsatz. Information wird zu einer strategischen Ressource, die neben 

den materiellen Ressourcen und dem Personal über Erfolg oder Misser-

folg von Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen entscheidet. 

Das Informationsmanagement sorgt dafür, dass die Verwaltungsziele in 

den Organisationseinheiten bekannt und die notwendigen Informationen 

für Planung, Steuerung und Kontrolle vorhanden sind. Es stellt sicher, 

dass die Mitarbeiter über die notwendigen Zugänge verfügen, dass In-

formationen und Wissen entscheidungs - und zielorientiert weitergegeben 

und für das Management wie für die Mitarbeiter nutzbar gemacht werden. 

Der Einsatz von Electronic Government in der öffentlichen Verwaltung 

bietet die Chance, das Informationsmanagement als Teil des strategi-

schen Managements zu etablieren.  
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2. Electronic Government – eine Perspektive für integrierte 
öffentliche Dienstleistungen für Bürger, Wirtschaft und öffentliche 
Verwaltung  

 

 

E-Government -Anwendungen werden in Bremen für die Bürgerorientie-

rung und gleichzeitig für die interne Modernisierung der Verwaltung nutz -

bar gemacht. Die Adressaten von E-Government sind demnach die Bür-

gerinnen und Bürger, die Wirtschaft, aber auch die Verwaltung selbst. 

Die meisten E-Government -Definitionen gehen von einem umfassenden 

und ganzheitlichen Ansatz aus. E-Government wird beschrieben als „die 

Durchführung von Prozessen der öffentlichen Willensbildung, der Ent -

scheidung und der Leistungserstellung in Politik, Staat und Verwaltung 

unter weitest gehender Nutzung der Kommunikationstechnik“ oder als 

„die Abwicklung geschäftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Regie-

ren und Verwalten mit Hilfe von Informations - und Kommunikationstec h-

niken über elektronische Medien.“ 

Die Perspektive der Bürger und externen Kunden steht dabei zunächst 

im Mittelpunkt: Durch E-Government soll das Leistungsangebot der öf-

fentlichen Verwaltung verbessert werden. Der Einsatz moderner Informa-

tions- und Kommunikationstechniken wird damit unter dem Gesichtspunkt 

betrachtet, welchen Nutzen die externen Adressaten des Verwaltungs-

handelns ziehen. Diese Perspektive nach außen kann man als externe E-

Government -Orientierung bezeichnen. 

E-Government ist damit ein Ansatzpunkt, um die traditionelle Binnenori-

entierung der Verwaltung aufzubrechen, die Perspektive der Bürger, Un-

ternehmen und sonstigen „Kunden“ in die Verwaltungswelt zu integrieren 

und die internen Prozesse daran zu orientieren. Interne E-Government -

Orientierung in dies em Sinne ist die Voraussetzung für die Realisierung 

der externen E-Government -Strategien und von diesen nicht zu trennen. 

Hier geht es um den Umbau der gesamten Leistungserstellung, die Tren-

nung von Front- und Back Office- Funktionen, die Optimierung von Ge-

schäftsprozessen sowie um technische und rechtliche Realisierbarkeit. 

Es geht auch um Personalmanagement und –entwicklung, die Einführung 

von ganzheitlicher Sachbearbeitung und Teamstrukturen und ganz all-

gemein um Personal- und Organisationsentwicklung. Die Binnenorientie-

rung der Verwaltung wird damit durch ein außenorientiertes, an den Be-

dürfnissen der Bürger und Kunden orientiertes Denken und Handeln ab-

gelöst.  

Bürger
Wirtschaft

Verwaltung

externes
E-Government
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Ein Beispiel hierfür ist die Neuorganisation des Meldewesens: Die Ände-

rung der Adresse durch den Bürger über Internet erfordert neben gesetz -

lichen Änderungen auch die Neuorganisation der Meldestellen und eine 

Änderung der Arbeitsweisen der betroffenen Verwaltungsmitarbeiter, 

denn die Bürger erscheinen nicht mehr als reale Personen im Amt, Ad-

ressenänderungen sind nunmehr durch Technik vermittelte Transaktio-

nen. Gleichzeitig werden in lokalen Dienstleistungszentren bisherige 

Leistungen gebündelt und mit neuartigen Beratungsangeboten verknüpft. 

Diese Veränderungen stellen an die Mitarbeiter neuartige und erhöhte 

Anforderungen hinsichtlich Aufgabenbewältigung und Qualifikation.  

Der Bremer E-Government -Ansatz geht davon aus, dass das Potenzial, 

das mit dem Einsatz der neuen Informations- und Kommunikationstec h-

niken verbunden ist, nur durch einen integrierten Ansatz zu entfalten ist, 

also durch die Komplementierung von externen E-Government- Strat e-

gien, die die Schnittstellen zu den Bürgern gestalten, mit internen E-

Government - Strategien, die die Schnittstellen innerhalb der Verwaltung 

gestalten. Dabei muss E-Government in ein umfassendes Informations-

management eingebunden werden.  

 

Interne E-Government -Orientierung in diesem Sinne ist eine eigenständi-

ge verwaltungsbinnenorientierte Strategie, die zunächst völlig losgelöst 

von der Außenorientierung betrac htet werden kann. Hierbei geht es um 

die Frage, welchen Beitrag E-Government für die Ausübung von Steue-

rungsfunktionen, die Optimierung von Verwaltungsorganisation und inter-

nen Geschäftsprozessen leisten kann und wie Verwaltungsmanagement, 

Führungskräfte und Mitarbeiter in E-Government -Strategien eingebunden 

werden. 

Die Verfolgung einer eigenständigen internen E-Government -Strategie im 

Rahmen des Informationsmanagements ist eine der wesentlichen Vor-

aussetzungen für den Erfolg und die Vernetzung der externen E-

Government -Strategien: Eine innovative, serviceorientierte, mit moder-

nen Techniken nach außen kommunizierende Verwaltung ist mit einer im 

Inneren bürokratisch, service- und technikfeindlich agierenden Verwal-

tung nicht zu verwirklichen. 

integrativer
Ansatz

 

internes 
E-Government
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3. Zielsetzungen von Electronic Government  

 

 

Externes und internes E-Government verfolgen ähnliche Zielsetzungen 

und sehen sich ähnlichen Problemen gegenüber. Durch moderne Infor-

mations- und Kommunikationstechnik, insbesondere den Einsatz von 

Computernetzen wie dem Internet und Intranet, werden die Adressaten 

des Verwaltungshandelns, seien es Bürger, Unternehmen oder interne 

Kunden besser, schneller und umfassender informiert, die Kommunikat i-

on läuft einfacher und reibungsloser ab. Schließlich werden auch Trans-

aktionen ermöglicht, zum Beispiel können Formulare online ausgefüllt 

und abgeschickt sowie Gebühren elektronisch bezahlt werden. 

Im Vordergrund steht der Nutzen für die Adressaten, also ein verbesser-

ter Service bei gleicher oder verbesserter Leistungsqualität . Das Verwal-

tungshandeln wird beschleunigt und vereinfacht, der Service aus einer 

Hand geliefert. Eine größere Beteiligung ist ein weiteres Ziel; diese soll 

u.a. durch höhere Transparenz und den Abbau von Zugangshürden er-

reicht werden. Verbesserte Leistungsqualität, vereinfachte Arbeitsabläu-

fe, schnellere Verfahren und eine vermehrte Zusammenarbeit der Ver-

waltung mit externen öffentlichen und privaten Partnern führen zu Effi-

zienzsteigerungen und Kostensenkung. Auch die Arbeitsqualität der Mit -

arbeiter, die mit den neuen Informations - und Kommunikationstechniken 

arbeiten, wird erhöht. 

Die Verwirklichung dieser Zielsetzungen bedingt auf der Seite der Ar-

beitsorganisation die Trennung in Front Office und Back Office. Das 

Front Office ist die Schnittstelle zwischen den Adressaten der Leistungen 

und der Behörde, es ist in der Regel dezentral angesiedelt und über-

nimmt in einfachen Fällen mit der entsprechenden informationstechni-

schen Unterstützung die komplette Leistungserstellung. In komplexen 

Zusammenhängen ergänzen Back Offices innerhalb der Verwaltung den 

Prozess der Leistungserstellung (z.B. in komplizierten Fachverfahren). 

Die Leistungen der Back Offices werden den Adressaten über das Front 

Office vermittelt. 

Der Leistungserstellungsprozess lässt sich in Phasen einteilen: Eine in-

formationstechnische Unterstützung erfolgt gegenwärtig insbesondere 

bei der Information und Beratung sowie bei der Bereitstellung, Verarbei-

tung und Mitteilung von Ergebnissen. Bezahlung und Verbuchung sowie 

die Vermeidung von Medienbrüchen sind aktuelle Schwerpunkte von E-

Government. Verschiedene Zugangs -, Infrastruktur- und Anwendungs-

komponenten müssen hierbei integriert werden.  

Leistungserstellung
extern / intern

Front und 
Back Office

Information

Kommunikation
Transaktion

Qualität
Effizienz

Effektivität
Beteiligung
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Prinzipiell ist der Prozess der Leistungserstellung im Verhältnis Bürger/ 

externe Kunden - Verwaltung dem Prozess der Leistungserstellung im 

Verhältnis interne Kunden - Verwaltung vergleichbar. Die Phasen Aus-

kunft und Beratung, Eingabe, Verbuchung, Verarbeitung, Archivierung 

und Ergebnismitteilung werden sowohl durchlaufen, wenn es um die Ge-

nehmigung eines online gestellten Bauantrages eines Bürgers geht, als 

auch, wenn ein Verwaltungsmitarbeiter über Intranet einen Weiterbil-

dungskurs bucht.  

Für die informationstechnische, organisatorische und personalentwickle-

rische Unterstützung von internem und externem E-Government stellen 

sich ähnliche Fragen hinsichtlich:  

- Verfügbarkeit und Zugang (es muss sichergestellt werden, dass alle, 

die es betrifft, die neuen Techniken nutzen können, es weder techni-

sche noch Kompetenzbarrieren gibt) 

- Abbau rechtlicher Hindernisse und Umgang mit Problemen des Da-

tenschutzes 

- Anschubfinanzierung von E-Government -Anwendungen 

- Aufbau von zentralen und dezentralen Support-Strukturen  

- neuartige Formen der Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und ex-

ternen Partnern  

- technische Voraussetzungen (Ausstattung mit Hard- und Software, 

Abstimmung unterschiedlicher technischer Infrastruktur, Sicherheit, 

Standards) 

- Qualifikation und Motivation der Mitarbeiter 

- Beteiligung der „Kunden“ von E-Government 

 

 

�Bremen 
  Government Services 

 

In der Freien Hansestadt Bremen bündelt „Bremen Government Servi-

ces“ externe und interne E-Government -Strategien in einem integrierten 

Ansatz. Dieser umfasst den Aufbau eines elektronischen Leistungsange-

botes für Bürger, Unternehmen und Verwaltung. Dabei müssen die inter-

nen Prozesse an die neuen Schnittstellen angepasst bzw. neu gestaltet 

werden, sowohl im Verhältnis externe Kunden – Verwaltung wie im Ver-

hältnis interne Kunden – Verwaltung. Bei der Kooperation mit externen, 

öffentlichen und privaten Partnern und der Entwicklung und Nutzung von 

technischen Lösungen können Synergien genutzt und neue Formen der 

Beteiligung erprobt werden. 

VoraussetzungenVoraussetzungen

Synergien erzeugen 
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4. Personalmanagement und Electronic Government 

 

 

In der Freien Hansestadt Bremen wurde das Personalmanagement de-

zentralisiert, die operative Personalarbeit erfolgt nunmehr in den Ämtern 

und Betrieben, das Personalmanagement wird zu einer Führungsaufgabe 

der Vorgesetzten. Die Personalverwaltung, das heißt die Personalbüros, 

übernehmen Servicefunktionen und stellen die Recht - und Ordnungsmä-

ßigkeit des Verwaltungshandelns sicher. In diesem Sinne wird das Per-

sonal zum Kunden der Verwaltung, der Dienstleistungen nachfragt. Ent -

sprechend den Kriterien des Umgangs mit externen Kunden (Bürgern), 

werden qualitativ hochwertige Serviceleistungen erbracht. Für diese 

Dienstleistungen bietet E-Government eine Kommunikationsschnittstelle, 

die dabei hilft, eine hohe Qualität und Verbindlichkeit sicherzustellen (E -

Government für Personalmanagement). Gleichzeitig stellt Personalma-

nagement die erfolgreiche Einführung und Umsetzung von E-Government 

sicher (Pers onalmanagement für E-Government).  

 

 

�Personalmanagement für 
  Electronic Government  

 

Die Unterstützung des Personalmanagements für E-Government betrifft 

die Frage, wie die Einführung und Umsetzung von E-Government durch 

das Personalmanagement begleitet wird und wie die Potenziale von E-

Government entfaltet und für die Verwaltungsziele nutzbar gemacht wer-

den können. 

E-Government erfordert neue Qualifikationen der Verwaltungsmitarbeiter. 

Dies geht einher mit einem Wertewandel: Mitarbeiter suchen interessante 

Arbeitsinhalte, eine motivierende Arbeitsatmosphäre, Arbeitszeitflexibili-

tät sowie Möglichkeiten der Mitsprache bei der Gestaltung der Arbeitsin-

halte. Personalentwicklung muss sowohl die Vermittlung der benötigten 

EDV-Kenntnisse sicherstellen als auch Qualifikationen vermitteln, die die 

Mitarbeiter befähigen, mit den veränderten Anforderungen und Arbeits -

gestaltungen umzugehen, z.B. Dienstleistungsorientierung zu entwickeln 

und in Teamstrukturen zu arbeiten.  

von
Personal

verwalten
zu

Personal
managen

Qualifizierung 
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Das Personalmanagement unterstützt den Veränderungsprozess: In 

Bremen werden die Mitarbeiter von Anfang an in die Einführung von E-

Government einbezogen. Alle Veränderungsprozesse werden mit den 

Mitarbeitern in Arbeitsgruppen erarbeitet und von der Personalvertretung 

begleitet. Aus -, Fort - und Weiterbildungsangebote für unterschiedliche 

Zielgruppen führen die Betroffenen systematisch an die neuen Technolo-

gien und Veränderungen in der Arbeitsgestaltung heran und helfen dabei, 

sie zu bewältigen. Die zielgerichtete Neugestaltung der Fort - und Weiter-

bildung, die auch mit Hilfe des Einsatzes von E-Government erfolgt, steht 

daher besonders im Blickpunkt. 

Generell muss das Personalmanagement Lösungen bereitstellen, die si-

cherstellen, dass das Personal für E-Government motiviert, aus - und 

fortgebildet, gefördert und belohnt wird. Dies betrifft zum Beispiel die 

Entwicklung geeigneter Personalauswahlverfahren, Motivationsinstru-

mente und Beurteilungsverfahren. Die Realisierung von E-Government 

erfordert und ermöglicht neue Formen der Arbeitsorganisation, die mit 

den veränderten Bedürfnissen der Mitarbeiter vereinbart werden können. 

Bürgerfreundliche Öffnungszeiten erfordern flexible Arbeitszeitkonzepte. 

Neue Formen des Arbeitens wie Teleworking werden in Bremen zur Zeit  

realisiert; damit wird die Arbeitswelt für die betroffenen Beschäftigten ein 

Stück weit zeitlich und räumlich unabhängiger gestaltbar.  

 

 

�  Electronic Government 
    für Personalmanagement 

 

E-Government kann gezielt für das Personalmanagement nutzbar ge-

macht werden. 

Die Personalausgaben werden in Bremen über dezentrale Budgets ge-

steuert, es existiert die Einheit von Fach-, Ressourcen- und Personalver-

antwortung. Die bislang zentral angesiedelten Maßnahmen wie Einstel-

lungen, Beförderungen, Versetzungen usw. sind nunmehr dezentral an-

gesiedelt. Auch die Stellenbewirtschaftung erfolgt ab 2002 dezentral. 

Damit wurde die Aufgabenverteilung und Verantwortlichkeit zwischen 

zentraler Personalabteilung und dezentralen Personalbüros neu geord-

net. Die Verwirklichung eines zentralen strategischen und dezentralen 

operativen Personalmanagements erfordert dabei eine verbreiterte In-

formationsbasis, verbesserte Informationssysteme, den Aufbau neuer In-

formations - und Kommunikationswege und Wissensmanagement. 

Die Integration bisher getrennter Datenbestände erschließt hierfür Mög-

lichkeiten. Bislang war das Personalwesen in einem hohen Umfang ar-

beitsteilig organisiert: Die Personalsachbearbeitung war getrennt von der 

Lohnbuchhaltung und diese wiederum von der Stellenverwaltung oder 

der Personalentwicklung. Verschiedene Datenverarbeitungssysteme 

Dezentralisierung

systemische
 Integration 

Veränderungs-
management

Instrumente
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besaßen unterschiedliche Daten, die untereinander nicht austauschbar 

waren. Die Kommunikation erfolgte im wesentlichen über formalisierte 

Arbeitsprozesse. Wesentliche Defizite waren die unz ureichende Syn-

chronisation der Teilsysteme, Medienbrüche und die geringe Servicequa-

lität für Mitarbeiter und Vorgesetzte. 

Das integrierte Datenbanksystem PuMa Online ermöglicht den Zugriff auf 

alle Informationen im Personalbereich. Alle Daten sind zentral abgelegt, 

sie können über das bremische Verwaltungsintranet abgerufen werden. 

PuMa Online kann – mittels entsprechender Programm-Module – allen 

beteiligten Stellen die für die jeweils spezifischen Aufgaben benötigten 

Teilbestände verfügbar machen. Je nach Zugriffsberechtigung können 

Daten gelesen, verändert, neu eingegeben oder gelöscht werden. 

Ein wesentlicher Vorteil von PuMa Online ist, dass die Daten nun für alle 

Anwendungen konsistent sind, da sie nur einmal im System vorkommen. 

Damit ist es nicht nur leichter, die erforderlichen Informationen zusam-

menzustellen, auch das Problem sich widersprechender Daten aus ver-

schiedenen Teilsystemen wird gelöst; dies vermeidet Doppelarbeit und 

führt zu Effizienzsteigerungen.  

Konsistenz  

dezentraler 
Zugang
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5. Organisation der Personalarbeit 

 

 

�  Das dezentrale 
    Personalbüro 

 

Die Dezentralisierung der Personalverantwortung erfordert eine Neuord-

nung der Personalarbeit. PuMa Online unterstützt die Aufhebung der Ar-

beitsteilung und die ganzheitliche Organisation von Personalarbeit, weil 

Personalvorgänge in allen Einzelteilen als systemisch einheitlicher Pro-

zess abgewickelt werden können – von der Beratung der Mitarbeiter über 

die fachliche Entscheidungsfindung und  -abstimmung bis hin zur Stel-

lenverwaltung, Bezügeberechnung sowie haushalts- und kostenstellen-

gerechten Verbuchung. Dies bedeutet auf der Ebene der Personalbüros 

einen Aufgaben- und Kompetenzzuwachs. Nicht nur die Führungskräfte 

übernehmen damit Personalverantwortung, auch die Personalarbeit 

selbst wird verantwortlicher, die qualifizierte Beratung der Mitarbeiter be-

deutsamer; zudem nehmen anspruchsvolle Controllingaufgaben zu.  

Für die Mitarbeiter stellt sich das dezentrale Personalbüro als Anlaufstel-

le dar (Front Office), die grundsätzlich alle Vorgänge abdeckt, die mit ih-

rer Rolle als Personal verbunden sind. Bisher war es z.B. bei einem An-

trag auf Altersteilzeit notwendig, Informationen zu rechtlichen Bedingun-

gen, organisatorischen Voraussetzungen und finanziellen Auswirkungen 

von verschiedenen Stellen zusammenzutragen. Während der Bearbei-

tungsphase hatte es der Mitarbeiter mit verschiedenen Ansprechpart -

nern, langen Durchlaufzeiten und geringer Transparenz zu tun. Im Per-

sonalbüro dagegen werden die Funktionen ganzheitlich abgebildet, der 

Mitarbeiter hat einen Ansprechpartner für alle Fragen, der in einem Groß-

teil der Fälle auch die komplette Bearbeitung übernehmen kann. Für 

komplexe Fälle stehen spezialisierte Fachabteilungen in einer Back Of-

fice-Struktur zur Verfügung. Das Back Office stellt unterstützende Ele-

mente der Personalarbeit bereit, die aus Kosten- bzw. Qualifikations-

gründen auf dezentraler Ebene nicht vorgehalten werden, z.B. in Fällen, 

die fachlich und rechtlich nicht vor Ort entschieden werden oder die zent -

rale Service-Stellen besser wahrnehmen können (z.B. Technikunterstüt -

zung, Kindergeldberechnung).  

 

„One face to
the customer“

dezentrale Kompetenz 
und Verantwortung
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�  Das Mitarbeiterportal im 
virtuellen Personalbüro 

 

Durch E-Government wird der Wandel in der Organisation der PersonaI-

arbeit beschleunigt  (virtuelles Personalbüro). Über ein Mitarbeiterportal 

werden pers onalbezogene Dienstleistungen online gebündelt zur Verfü-

gung gestellt und abgewickelt. Adressaten sind Mitarbeiter und Füh-

rungskräfte (wobei in allen Fällen die Mitbestimmungs - und Mitwirkungs-

rechte von Personalvertretung, Frauenbeauftragter und Schwerbehinder-

tenvertretung gewahrt bleiben). Das Zusammenwirken von Mitarbeiter, 

Führungskraft und Personalbüro findet an einem virtuellen Ort statt, der 

jederzeit betreten werden kann. Mit der Möglichkeit, Servicefunktionen 

unabhängig von Behördenort und Behördenzeit abzurufen sowie der Be-

reitstellung von Online-Funktionen, die bisherige Abläufe vereinfachen, 

beschleunigen und in neuer Qualität ermöglichen, steigt die Servicequali-

tät. Gleichzeitig werden die Geschäftsprozesse optimiert: Vorgänge müs-

sen nicht mehr sequentiell bearbeitet werden, sondern die daran Beteilig-

ten können gleichzeitig darauf zugreifen, sich über den Stand der Bear-

beitung informieren und sich darüber abstimmen (Bsp. Bearbeitung von 

Weiterbildungsanträgen, Abstimmung von Urlaubszeiten).  

Das virtuelle Personalbüro ermöglicht parallel zu Client -Server-

Anwendungen eine webbasierte Kommunikation von Mitarbeitern, Vorge-

setzten und Personalbüro mit dem Datenbanksystem. Mitarbeiter und 

Vorgesetzte erhalten einen auf ihre Bedarfe zugeschnittenen Zugang zu 

allgemeinen und persönlichen Daten, sie können selbst Informationen 

eingeben oder auf elektronischem Wege Informationen an das Personal-

büro weitergeben (Self Service). Der Zugang erfolgt vom Arbeitsplatz 

aus, in einigen Bereichen gibt es zentrale Terminals, von denen aus die 

Mitarbeiter Zugang zum Mitarbeiterportal erhalten.  

Durch das virtuelle Personalbüro wird die bisherige Personalsachbear-

beitung in Teilbereichen rationalisiert, weniger Personalverwaltung führt 

zu Kosteneinsparungen. Dies eröffnet Freiräume für die ganzheitliche 

Aufgabenwahrnehmung in den dezentralen Personalbüros, die eine hohe 

Servicequalität ermöglicht. 

Mit den dezentralen Personalbüros wird das Prinzip des „one face to the 

customer“ in einem Teilbereich der Verwaltung für die Verwaltung selbst 

angewandt, mit dem Virtuellen Personalbüro wird dieses elektronisch ab-

gebildet. 

 

Services online

Kommunikation 
online 

Effizienzgewinne für 
Aufgabenqualität 
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�  ViP – Veränderungs- 
   management 

 

Die Realisierung von E-Government in der Personalarbeit erfordert ein 

umfassendes Veränderungskonzept. Ganzheitliche Personalsachbearbei-

tung bedeutet Organisation im Team mit differenzierten Kenntnissen und 

Fähigkeiten; erforderlich werden neue Qualifikationen und Professionali-

sierung; dies umfasst die Vermittlung von informationstechnischer und 

das Personalmanagement unterstützender Kompetenz. 

Die Einführung des Virtuellen Personalbüros findet unt er Beteiligung des 

Personalrates und der betroffenen Mitarbeiter in den Personalbüros statt. 

Das Veränderungskonzept beinhaltet ein Aus - und Fortbildungskonzept 

für Mitarbeiter im Personalwesen, ein Umstellungskonzept für Organisa-

tion, Aufgabenwahrnehmung und Einführung in der Fläche sowie den 

Aufbau von zentralen Support -Teams zur organisatorischen, fachlichen 

und technischen Unterstützung bei der Umstellung. 

Um das virtuelle Personalbüro umsetzen zu können, müssen geltende 

Rechtsvorschriften angepasst werden. Zum Beispiel besagen die „Richt -

linien zur Führung von Personalakten“, dass Beschäftigte nur bei Anwe-

senheit eines Personalsachbearbeiters Einblick in ihre Personalakte er-

halten dürfen. Dies widerspricht natürlich Intentionen eines elektroni-

schen Informationssystems. Der Widerspruch ist aufhebbar, wenn das 

Ziel der Vorschrift, nämlich die unberechtigte Änderung der Personalda-

ten zu verhindern, durch das Informationssystem gewährleistet wird. 

Ähnliches gilt, wenn Mitarbeiter Teile ihrer Daten selbständig direkt ohne 

Mitwirkung der Personalstelle verändern können.  

 

 

�  MiP – Service 
    für Mitarbeiter 

 

Das Mitarbeiterportal ist die Anlaufstelle in allen Fragen, die die Beschäf-

tigten in ihrer Eigenschaft als Personal interessieren und angehen.  

Die Mitarbeiter erhalten abgestufte Zugangsrechte zur Datenbank PuMa 

Online. Sie können damit über sie gespeicherte Daten einsehen (z.B. 

Entgeltdaten, Urlaubsstand, Qualifikationsprofil). In Teilbereichen können 

sie Daten selbständig verändern (zum Beispiel Adresse).  

Weiterhin können sie Informationen und Formulare abrufen, ausfüllen 

und zur Weiterbearbeitung an die entsprechenden Stellen weiterleiten. 

Des weiteren können Anträge online abgegeben werden (z.B. Urlaubs- 

anträge, Reisekostenabrechnung, Buchung von Fortbildungsveranstal-

tungen).  

Recht anpassen

informieren 

kommunizieren 
anmelden 

beantragen 

rückmelden 
beteiligen 

 
 

Mitarbeiter beteiligen 

Mitarbeiter fördern 

Mitarbeiter beteiligen 
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Die elektronische Kommunikation in MiP ist keine Einbahnstraße. Die 

Mitarbeiter erhalten Rückmeldungen online bzw. werden über den Stand 

der Bearbeitung informiert (z.B. erfolgreiche Buchung eines Fortbil-

dungskurses, Genehmigung einer Dienstreise).  

Das System kann um weitere Funktionen ergänzt werden, zum Beispiel 

um Online-Beteiligungs möglichkeiten der Mitarbeiter mit Hilfe des Einsat -

zes von Chatrooms oder Mitarbeiterbefragungen. Es eignet sich zudem 

als Basis für Anwendungen zu E-Learning, E-Recruiting oder E-

Assessments. 

 

 

�  MiP – Service 
    für Führungskräfte 

 

Die Einheit von Fach-, Ressourcen- und Personalverantwortung auf de-

zentraler Ebene führt dazu, dass für die Führungskräfte Vorgesetzten-

verantwortung nunmehr auch Personalverantwortung bedeutet. Um diese 

wahrnehmen zu können, werden gezielt personalwirtschaftliche Instru-

mente zur Unterstützung eingesetzt. Neben der Führungskräftefortbil-

dung und der Durchführung von Mitarbeiter- Vorgesetztengesprächen ist 

auch der MiP- Service für Führungskräfte ein wichtiger Baustein.  

Die Führungskräfte greifen neben den Informationen, die sie in ihrer Ei-

genschaft als Mitarbeiter betreffen, auch auf personalwirtschaftliche und 

–rechtliche Informationen zu. Daneben werden gezielt für den Führungs-

prozess relevante Daten bereitgestellt, die Entscheidungsfindungen hin-

sichtlich ihrer personellen Aufgaben unterstützen. 

 

 

 

Bislang lagen Informationen, die für die Personalplanung erforderlich 

 informieren

kommunizieren
planen

controllen
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sind, nicht oder nur in Teilen systematisch vor, meist waren sie das Er-

gebnis einzelner spontaner Recherchen. Ein Beispiel: Jeder Vorgesetzte 

besitzt Informationen über das Fortbildungsverhalten seiner Mitarbeiter, 

da er jeden einzelnen Fortbildungsantrag bearbeitet, es gab bislang aber 

kein systematisches Auswertungssystem, das diese Informationen struk -

turiert und für Planungszwecke aufbereitet hat. Die zentrale Fortbil-

dungsabteilung lieferte zwar Auswertungen, diese deckten jedoch die de-

zentralen Planungserfordernisse nur zum Teil ab.  

Der MiP-Service für Führungskräfte behebt diese Informationsdefizite. 

Daten zur Beschäftigungsmenge und zu den Personalbudgets sind eben-

so vorhanden wie zur Personalstruktur oder zur Personalentwicklung 

(z.B. Daten über die Anzahl und die Themengebiete der besuchten Fort -

bildungsveranstaltungen der Mitarbeiter). Zugleich werden für bestimmte 

Bereiche Vergleichsdaten geliefert (z.B. Anzahl Fortbildungstage pro Mit -

arbeiter).  

 

 

Auf dieser Basis werden Personaleinsatz- und Personalbedarfsplanun-

gen möglich, die sowohl dienststellenspezifische Belange wie auch stra-

tegische Ziele im Personalbereich berücksichtigen. Für die Führungskräf-

te ermöglicht MiP damit ein dezentrales Controlling, das sich auf ihre ei-

gene Führungssituation bezieht. Eine Rückkopplung zur strategischen 

Ebene ist angedacht, aber zurückgestellt, da es augenblicklich vordring-

lich um die Unterstützung der Führungsarbeit auf dezentraler Ebene 

geht. 

 

 

�  MiP – Service 
   Fortbildungsmodul 

 

Das virtuelle Personalbüro bietet die Möglichkeit eines vernetzten Ver-kommunikativ

interaktiv

synchron
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waltungshandelns verschiedener Beteiligter auf den unterschiedlichen 

Gebieten des Personalmanagements. Besonders deutlich wird die Ver-

knüpfung von Dienstleistungen für die Mitarbeiter bei gleichzeitiger Un-

terstützung von Entscheidungs - und Personalmanagementfunktionen für 

die Führungskräfte am Beispiel der Mitarbeiterfortbildung.  

Für den öffentlichen Dienst wird in Bremen eine große Anzahl von Fort -

bildungsveranstaltungen angeboten. Der Besuch dieser Veranstaltungen 

soll mit dem Vorgesetzten und dem Veranstalter (in diesem Beispiel: 

Aus- und Fortbildungszentrum AFZ) abgestimmt werden. Diese drei Be-

teiligten beginnen im MiP einen interaktiven Kommunikationsprozess. 

 

 

 

Auch für einfache Transaktionen, wie dem Buchen einer Fortbildungsver-

anstaltung, ist eine Authentifizierung erforderlich. Der Mitarbeiter meldet 

sich im MiP an, um ihn betreffende Informationen zu erhalten oder zu 

generieren. 

 

 

online buchen

Mitarbeiter
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Nach der Anmeldung sichtet der Mitarbeiter die Liste der Angebote. Bei 

Interesse kann er sich vertiefende Informationen über bestimmte Kurse 

anzeigen lassen. Wenn er sich für einen Kurs entschieden hat, besteht 

die Möglichkeit diesen online zu buchen. 

 

 

 

Der Mitarbeiter erhält die Rückmeldung ebenfalls online. Er kann den 

Status seiner Anmeldung verfolgen und somit jederzeit feststellen, ob der 

Vorgesetzte bereits die Zustimmung erteilt hat und ob der Veranstalter 

ihn für den gewünscht en Kurs berücksichtigen kann. 

 

 

 

 

Der Vorgesetzte erhält die Information, dass der Mitarbeiter eine Fortbil-

dungsveranstaltung besuchen möchte. Er informiert sich über die Art der 

Stand abfragen

Vorgesetzter

informieren

online buchen



 
Freie Hansestadt Bremen / Senator für Finanzen / Referat Personalcontrolling 

20 

Veranstaltung, um entscheiden zu können, ob er eine Zustimmung ertei-

len möchte oder nicht. 

 

 

 

Der Vorgesetzte gibt die Zustimmung zur Fortbildung online ein und 

schafft damit die Voraussetzung, dass die Trägereinrichtung der Fortbil-

dung den Mitarbeiter als Kursteilnehmer einplanen kann.  

 

 

 

Als Instrument des Personalcontrollings hat die Führungskraft die Mög-

lichkeit, sich über den Stand von Fortbildungsmaßnahmen in seinem Be-

reich zu informieren. Sie kann z.B. Ziele für die Fortbildung der Mitarbei-

ter als Personalentwicklungsmaßnahme definieren und diese mit dem 

tatsächlichen Besuch von Fortbildungsveranstaltungen vergleichen. 

 

 

planen und 
controllen 
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Der Antrag auf Zulassung zu der Fortbildungsveranstaltung geht bei der 

Fortbildungseinrichtung ein und wird hier bearbeitet.  

 

 

 

 

In der Fortbildungsinstitution werden die Anmeldungen zusammenge-

fasst. Diese Informationen bilden eine Grundlage für die konkrete Pla-

nung der Dozenten; außerdem sind sie die Basis für das interne Control-

ling der Fortbildungsinstitution, die so ihr Fortbildungsangebot der Nac h-

frage entsprechend gestalten kann.  

Fortbildungseinrichtung

FortbildungscontrollingFortbildungscontrolling
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Bremen wurde im Jahr 1998 für sein innovatives Personalmanagement 

und -controllingsystem mit einem Preis der Deutschen Hochschule für 

Verwaltungswissenschaften Speyer ausgezeichnet und präsentierte sich 

auf der „1st Quality Conference for Public Administration in the EU“ im 

Jahr 2000 in Lissabon. 
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